Beitrag für Transportrecht, Heft November/Dezember 2001


Goodbye Seeamtsverfahren?

Maritimer Sachverstand im parlamentarischen Raum

Der von der Bundesregierung vorgelegte „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung bestimmter Bedingungen in der Seeschiffahrt an den internationalen Standard (Zweites Seeschiffahrtsanpassungsgesetz)
“ ist in maritimen Fachkreisen – insbesondere soweit er die Seeunfalluntersuchung betrifft - auf nahezu einhellige Ablehnung gestoßen. Die Fraktion der FDP im Deutschen Bundestag hat daraufhin unter Federführung des Abgeordneten Hans-Michael Goldmann (Aschendorf/Papenburg) einen Alternativentwurf
 in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht, der die bewährten Strukturen des bestehenden Seeamtsverfahrens erhält und zugleich den internationalen Anforderungen der Richtlinie 1999/35/EG
 und des „IMO-Codes für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See“ vom 27. November 1997 (A. 849/20)
 Rechnung trägt. 

Angesichts der unerwarteten Deutlichkeit der Kritik aus dem gesamten maritimen Interessenspektrum erklärte sich die rot-grüne Ausschußmehrheit bereit, am 14.11.2001 eine Expertenanhörung im Ausschuß für Verkehr, Bau und Wohnungswesen durchzuführen. Von den im Ausschuß vertretenen Fraktionen wurden hierzu folgende Experten benannt: 

Dieter Benze (Ver.di/ÖTV Vorstandssekretariat), RA Dr. Julius Drumm (Sozietät Schackow & Partner, Hamburg), Dr. Fritz Frantzioch (stv. Vorsitzender des Bundesoberseeamts, Hamburg), Jochen Hinz (Vorsitzender des Personalrats der WSD Nord und Beauftragter des Hauptpersonalrats beim BMVBW), Kapt. Prof. Werner Huth (Verband Deutscher Kapitäne und Schiffsoffiziere e. V., Hamburg), Dr. Bernd Kröger (Verband Deutscher Reeder e. V, Hamburg), Prof. Dr. Rainer Lagoni (Universität Hamburg), RA Kapt. Jens Paulsen (Harsefeld), Peter Schlegel (Bundesstelle für Fluguntersuchung), Kapt. Hans-Werner Schleiter (Awecs AG), Prof. Dr. Werner von Unruh (stv. Vorsitzender des Bundesoberseeamts, Hamburg).

Die ausführlichen schriftlichen Stellungnahmen der Experten sind als Drucksachen über das Sekretariat des Ausschusses für Verkehr, Bau und Wohnungswesen erhältlich
. Insofern sollen hier – nicht zuletzt aus Platzgründen - nur kurz die wesentlichen Punkte der Kritik am Regierungsentwurf skizziert werden, die in der Anhörung der Experten nochmals sehr deutlich herausgearbeitet wurden:

1. 
Zunächst wird allseits für schädlich gehalten, daß die vom BMVBW geplante „Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung“
 ihre Untersuchungen in nicht-öffentlichen Sitzungen durchführen soll. Dies widerspricht dem wesentlichen Sinn und Zweck der Seeunfalluntersuchung, nämlich aus geschehenen Seeunfällen Lehren für die Vermeidung ähnlicher Unglücke in der Zukunft zu ziehen. Nur die Öffentlichkeit der Seeamtsverhandlung kann Transparenz und Akzeptanz gewährleisten
. Hingewiesen sei an dieser Stelle auch auf die gute Praxis der Seeämter, zu wichtigen Verhandlungsterminen stets  Semestergruppen der Seefahrtschulen einzuladen, so daß dem nautischen Offiziersnachwuchs auf diese Weise eine praxisnahe Ergänzung der Berufsausbildung zuteil werden konnte.  

2. 
Der zweite wesentliche Mangel des Regierungsentwurfs liegt im Abbau der Rechtsschutzmöglichkeiten der Beteiligten. Bisher können die Beteiligten im Wege des Widerspruchsverfahrens beim Bundesoberseeamt den Spruch eines Seeamtes überprüfen lassen und ggf. durch ein Klagverfahren beim Verwaltungsgericht Hamburg auch noch den Spruch des Bundesoberseeamtes angreifen. All dies würde nach dem Regierungsentwurf entfallen, da es sich bei dem sog. „Untersuchungsbericht“ der geplanten Bundesstelle mangels Regelungscharakter nicht mehr um einen justitiablen Verwaltungsakt handeln würde, sondern lediglich um den schriftlichen Ausdruck schlichten Verwaltungshandelns. 

Bedenkt man, daß dieser Untersuchungsbericht maßgeblichen Einfluß auf die regelmäßig parallel anhängigen Straf
- bzw. Ordnungswidrigkeitenverfahren
 haben dürfte, bleibt von dem vom Ministerium beschworenen Leitbild einer angstfreien „no blame culture“ nicht mehr allzu viel übrig. Zudem: soweit sich der Beteiligte zugleich einem laufenden Strafverfahren ausgesetzt sieht, muß er sich insbesondere in einem nicht-öffentlich durchgeführten Seeunfall-untersuchungsverfahren auf den strafprozessualen nemo-tenetur-Grundsatz
 berufen dürfen.


Ähnliches gilt für die zivilrechtliche Dimension von Schiffsunfällen, die regelmäßig komplexe Ausgleichsverhandlungen mehrerer Versicherungs-gesellschaften mit erheblichen Streitwerten nach sich ziehen, die nicht selten vor in- oder ausländischen Schiedsgerichten bzw. ordentlichen Gerichten auszutragen sind. Die Beteiligten sehen sich hierbei stets einem beträchtlichen Regreßrisiko ausgesetzt. Insoweit dürfte die Aussagefreudigkeit – d. h. die Ergiebigkeit der Erkenntnisgewinnung - durch eine nicht-öffentlich verhandelnde Bundesstelle gegenüber dem existierenden Seeamtsverfahren eher abnehmen.

Hieran kann auch die im Regierungsentwurf vorgesehene Anonymisierung personenbezogener Daten
 nichts ändern, da die interessierten Verkehrskreise – zu denen im Einzelfall auch die Staatsanwaltschaft gehören kann – jeweils bestens darüber unterrichtet sein werden, welchen konkreten Seeunfall der veröffentlichte Abschlußbericht der Bundesuntersuchungsstelle gerade zum Gegenstand hat.

3.
Auch ist es nach rechtsstaatlichen Grundsätzen kaum erträglich, daß der Regierungsentwurf dem Beteiligten jegliche Rechte eines anwaltlichen Beistands, der Akteneinsicht, der Antragstellung, des Beiwohnens bei Zeugen- und Sachverständigenvernehmungen und der Inaugenscheinnahme von Beweisgegenständen ersatzlos versagen will. Es kann nur spekuliert werden, welche ratio den Schöpfer des Regierungsentwurfs hierbei leitete. 

4.
Vollends mißglückt – beinahe albern - ist letztlich die durch § 15 des Regierungsentwurfs angeordnete entsprechende Geltung des Flugunfall-Untersuchungs-Gesetzes (FlUUG) auf die Seeunfalluntersuchung. Hier wird  ministerial-babylonische Sprachverwirrung in höchster Vollendung demonstriert: der Begriff „Flugplatzbetrieb“ des FlUUG soll dann wie „Hafenbetrieb“ gelesen werden
, „Luftfahrzeug“ wie „Schiff“
, „Flugbesatzung“ wie „Kapitän und Besatzungsmitglieder, deren unmittelbare Verantwortungsbereiche betroffen sind“
 und - das absolute Highlight –  das „Berühren von Wrackteilen, Trümmerstücken oder sonstigem Inhalt des Luftfahrzeugs“ wie das „Berühren, Unterdrücken oder Verändern von Bestandteilen, Werkstoffproben oder sonstigem Inhalt des Schiffes“
. Insgesamt umfaßt diese seltene bzw. seltsame gesetzgeberische Flip-Flop-Technik 16 Begriffe, die jeweils für die Seeunfalluntersuchung in das FlUUG hineinzulesen wären. Durch § 15 III Regierungsentwurf würden zudem Untersuchungsauftrag und –zweck des FlUUG gegen die Untersuchungszwecke nach § 9 II Regierungsentwurf ausgetauscht.

Lesbarkeit und Verständlichkeit für den Rechtsanwender spielten bei der Redaktion dieser Vorschriften offenbar eine eher untergeordnete Rolle. 

Der schleswig-holsteinische Landtag hat zwischenzeitlich auf gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und der Abgeordneten des SSW
 die Landesregierung aufgefordert, über den Bundesrat darauf zu dringen, daß zwar das derzeitige SeeUG dem IMO-Code und der Richtlinie 1999/35 EG angepaßt wird, dem Regierungsentwurf jedoch vom Bundesrat nicht zugestimmt wird. In der vorausgegangenen Debatte hatte der Abgeordnete Wilhelm Malerius (SPD) die von der Bundesregierung behauptete Notwendigkeit der grundsätzlichen Abkehr vom bestehenden System der Seeunfalluntersuchung als „objektiv falsch und weder aus dem IMO-Code noch der entsprechenden EU-Richtlinie zu ersehen“ bezeichnet
. 

Daraufhin haben sich die fünf Küstenländer Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Freie Hansestadt Bremen, Niedersachsen und Freie und Hansestadt Hamburg auf eine gemeinsame Empfehlung
 verständigt. In deren Begründung betonen die Länder, daß sich bestimmte Elemente des derzeitigen Seeunfalluntersuchungsverfahrens in der Praxis bewährt haben und beibehalten werden sollten. Die durch die Bundesregierung vorgeschlagene grundlegende Neuordnung der deutschen Seeunfalluntersuchung sei zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zweckmäßig. Vor dem Hintergrund der von der EU-Kommission ohnehin angestrebten europäischen Neuregelung des Seeunfalluntersuchungsverfahrens
 sei es – wie von Großbritannien und Dänemark bereits vollzogen – vollkommen ausreichend, durch geringfügige Änderungen des bestehenden SeeUG die Umsetzung der Richtlinie 1999/35/EG und des IMO-Codes A. 849/20 zu erreichen. Hierzu schlagen die Küstenländer die Streichung des § 24a SeeUG vor, die Einbeziehung der Regeln der IMO-Resolution vom 27. November 1997 (IMO-Code A. 849/20) in die Seeunfalluntersuchung und die Erstreckung der Untersuchungskompetenz der Seeämter auch auf Unfälle, bei denen deutsche Staatsangehörige oder Personen mit Sitz oder Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland betroffen oder die deutsche Küste oder damit zusammenhängende Interessen gefährdet sind.

Abschließend bleibt zu beobachten, inwieweit sich die rot-grüne Ausschußmehrheit unter dem Eindruck all dessen – nicht zuletzt des wachsenden Mediendrucks
 und der breiten Opposition aus den eigenen Reihen - auf die gewichtigen Argumente der zahlreichen Kritiker des Regierungsentwurfs einzulassen bereit ist. Die in Schiffahrtsfragen erfahrenere Sozialdemokratin Dr. Margrit Wetzel MdB (Stade/Hemmoor) scheint diesen Weg bereits eingeschlagen zu haben.

Carsten Grau, Referendar (Hamburg/Leer)
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� Vgl. § 12 Regierungsentwurf.


� Vgl. hierzu z. B. Presseerklärung GREENPEACE vom 22.05.2001: „Mißtrauen der Öffentlichkeit gegenüber behördlichen Verfahren wächst, wenn sie nicht-öffentlich durchgeführt werden.“.


� Insbesondere wegen Gefährdung des Schiffsverkehrs nach § 315 a StGB.


� Wegen Verstoßes gegen KVR bzw. SeeStrO.


� „Niemand ist verpflichtet, sich selbst zu belasten.“


� § 19 II S. 2 Regierungsentwurf.


� § 15 I S. 2 Nr. 8 Regierungsentwurf.


� § 15 I S. 2 Nr. 2 Regierungsentwurf.


� § 15 I S. 2 Nr. 13 Regierungsentwurf.


� § 15 I S. 2 Nr. 12 Regierungsentwurf.


� LT S-H, Drs. 15/1185.


� Sozialdemokratischer Infobrief, Landtag aktuell, Kiel, 27.09.2001.


� Diese „Gemeinsame Empfehlung“ war zum Zeitpunkt der Niederschrift dieses Beitrags nicht als Bundesratsdrucksache dokumentiert, jedoch lag sie dem Verfasser in der vom schleswig-holsteinischem Verkehrsminister Rohwer dem BMVBW und den MdB’s im Ausschuß für Verkehr, Bau und Wohnungswesen zugeleiteten Fassung bereits vor.  


� Art. 2 Ziffer 3c des Verordnungsvorschlags der Europäischen Kommission „zur Einrichtung einer europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs“ (Komm. 2000/0397/OCD). 


� Vgl. z. B. „Hamburger Abendblatt“ vom 29.11.2001: „Geheimsache Schiffsunglück? Havarien sollen nur noch intern untersucht werden. Die Untersuchung des Pallas-Unglücks deckte Fehler der Behörden auf. Wenig später schlug  Kurt Bodewigs (SPD) Verkehrsministerium nicht-öffentliche Seeamtsverhandlungen vor. Vernebelungstaktik?“.





